
FAKTENBLATT REGIONALE  
PARTIZIPATION
Gemeinden und Kantone, organisierte Interessengruppen und die Bevölkerung der möglichen Standortregionen eines geologischen 
Tiefenlagers für radioaktive Abfälle arbeiten im Rahmen der regionalen Partizipation mit dem Bundesamt für Energie (BFE) zusammen. 
Sie vertreten dabei die regionalen Interessen und bringen diese ins Sachplanverfahren für die Standortsuche eines Tiefenlagers ein. Dafür 
wurden in sechs potenziellen Standortregionen sogenannte Regionalkonferenzen gegründet.

ÀÀ HALTUNG DER REGION Formulierung der regionalen Stand­
punkte gegenüber einem Tiefenlager und deren Einbringung 
ins Sachplanverfahren.

ÀÀ INFRASTRUKTURSTANDORTE Diskussion der Standortvor­
schläge seitens der Nagra (Nationale Genossenschaft für die 
Lagerung radioaktiver Abfälle) für die Infrastrukturbauten an 
der Erdoberfläche (Oberflächenanlage, Nebenzugangsanlage).

ÀÀ AUSWIRKUNGEN Auseinandersetzung mit möglichen Aus­
wirkungen eines Tiefenlagers auf Wirtschaft, Gesellschaft und 
Umwelt.

ÀÀ NACHHALTIGE ENTWICKLUNG Erarbeitung von Massnah­
men zur Förderung der nachhaltigen regionalen Entwicklung.

ÀÀ GESETZLICHE GRUNDLAGEN Verankerung im Kernenergie­
gesetz (KEG) und im Konzeptteil Sachplan geologische Tie­
fenlager.1

ÀÀ RAHMENBEDINGUNGEN Das Konzept der geologischen 
Tiefen lagerung, die Entsorgung der radioaktiven Abfälle in­
nerhalb der Schweiz sowie das Auswahlverfahren des Tiefen­
lagerstandortes sind gesetzlich vorgegeben.

ÀÀ KOMPETENZEN Mit der regionalen Partizipation wird eine 
Mitwirkungsmöglichkeit vor der ordentlichen Vernehmlas­
sung geschaffen. Die Akteurinnen und Akteure erhalten je­
doch keine neuen, über die geltende Gesetzgebung und die 
Instrumente der direkten Demokratie hinausgehenden Kom­
petenzen.

ÀÀ ENTSCHEIDUNGSINSTANZ Die Entsorgung radioaktiver Ab­
fälle ist eine nationale Aufgabe. Für Tiefenlager sind keine 
kantonalen oder kommunalen Bewilligungen notwendig. 
Der Entscheid über ein Tiefenlager obliegt dem Bundesrat 
und dem Parlament. Gegen den Parlamentsentscheid kann 
das Referendum ergriffen werden. Somit hat das Schweizer 
Stimmvolk das letzte Wort.

ÀÀ KRITERIEN Die Sicherheit von Mensch und Umwelt hat 
oberste Priorität. Der Sicherheit nachgeordnet sind Aspekte 
der Raumnutzung, Wirtschaft und Gesellschaft.

1 Die Grundlagen des Sachplans wurden unter Berücksichtigung  
vielfältiger Mitwirkungs möglichkeiten erarbeitet.

In den Regionalkonferenzen werden die Mitwirkungsmöglichkeiten  
im Sachplanverfahren wahrgenommen.
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